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ſie Niederlage des Bürgertums
WahlLehren

Alle Wahlen in Ländern und Gemeinden haben im
ten Jahre mit kleinen Abwandlungen ein ungefähr

Streiks, höhere Gewalt und Betriebsſthrung entbinden den Verlag von der Haf
Berlag: Berein der Deutſchen Demokratiſchen Partei, Halle (Saale), Gr. Brauhausſtraße 30

Schriftleitung: Halle (Saale), Gr. Brauhausſtraße 30.

Liches Ergebnis gehabt. Jmmer hat das Bürgertum,
mentlich ſobald man es als eine Geſamtheit auffaßt,
werſte Einbußen erlitten. Dieſe Erſcheinung ſollte eigent
h zu denken geben. Nicht in dem Sinne, daß nun unbe
ngt eine Einheit herbeigeführt werden muß, die nur zur

in Staatsauffaſſung und Welt

Erwartung,
nd, was heute gegen uns wir
le ausſchlägt.

Die Rechtsparteien eZJn einer gewiſſenloſen Agitation haben die Deutſ
(ationalen aus der Not und dem Elend dieſer Jahre ſeit
Entſtehen der Republik ununterbrochen ihren Vorteil ge
gen Niemals erſah der Leſer, aus dieſen Blättern, daß
S ſich um die Liquidation der kaiſerlichen Erbſchaft han
)elte und daß der neue Staat, belaſtet durch einen Frie
Hensvertrag, den er als Erbſchaft übernehmen mußte aus
inem verlorenen Kriege und aus dem Hader im Jnnern,
der von rechts und links mit beiſpielloſer Gehäſſigkeit
geſchurt wurde, erſt den Neuaufbau ins Werk zu ſetzen
hatte. Es war ſo kinderleicht, die Republik zu ſchmähen
und dem Spießbürger einzureden, daß ſie an allem Unheil
ſchuld ſei Die Deutſchnationalen, die früher ſo gern die
innere Gemeinſchaft mit den einſt herrſchenden Konſerva
kiven abſtritten, obwohl ſie ſie heimlich unterhielten, ſcho
ben alles auf die Unfähigkeit der Parteien, die im Novem
ber 1918 tapfer in die Breſche geſprungen waren und das
Reich vor dem Untergang bewahrt hatten. Deshalb war es
gut, daß ſie einmal ſelbſt zur Regierung berufen wurden.
Sie konnten zeigen, was ſie zu leiſten imſtande waren.
Nichts, lautet die Antwort. Noch weniger als nichts.
Knapp ein Jahr reichte aus, um neue Scherben zu ſchaffen.
Nur zwei Geſetze wurden wirklich verabſchiedet Der Fi
manzausgleich, der in ſich bereits wieder brüchig iſt, und
das Republik-Schutzgeſetz, auf deſſen Verlängerung Graf
Weſtarp vermutlich nicht ſonderlich ſtolz ſein wird, rich
tet es ſich doch gegen ſeine eigene Partei. Sonſt aber iſt
alles liegen geblieben und die drei großen Aufgaben harren
noch der Löſung, ohne daß jemand ſagen kann, wann ſie
erfolgen wird. Das haben auch die Wähler geſpürt. Und
ſo folgte eine Kette von Niederlagen Jn Thüringen in

beiden Mecklenburgs und jetzt in Bremen und Heſſen
In dieſem letzteren Freiſtaat iſt der Stimmenrückgäng all
ſgemein, aber die Deutſchnationalen haben den größten zu
verzeichnen. Das iſt ein Menetekel.

Die deutſche Volkspartei
In den Kreiſen der deutſchen Volkspartei bat man

moch vor wenigen Wochen angenommen, daß man ſelbſt
von dem Ruck nach links verſchont bleiben würde. Gelegent
lich hörte man ſogar Aeußerungen, die von Mandatsge

e

winnen ſprachen Das Gegenteil iſt der Fall geweſen. Auch
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vier iſt ein Abbröckeln zu verzeichnen. Man hat weder
von den Deutſchnationalen, noch von den Demokraten
an Stimmen gewonnen. Sollte es trotzdem irgendwo
gelungen ſein, ſo hat man eben weit mehr abgeben
müſſen. Entweder an die Sozialdemokraten, oder an die
Splitterparteien, oder, was im Sinne der allgemeinen
Politik noch weit bedenklicher iſt, an das Rieſenheer der
Nichtwähler. An der Außenpolitik liegt es nicht. Sie hat
Streſemann ſo geführt, wie es unter den Umſtänden über
haupt möglich war. Man darf ihm beſcheinigen, daß er
das Erbe Walter Rathenaus gut verwaltet hat. Alſo müſ
ſen andere Gründe dafür maßgebend geweſen ſein, und ſie
können nur in der inneren Politik geſucht werden. Auch
nicht in der Wirtſchaftspolitik, die ſich im allgemeinen auf
ſehr verſtändiger Linie hielt. Streſemann und Curtius haben
ſich mit dankenswerter Entſchloſſenheit für die Anſchau
ungen der Weltwirtſchaftskonferenz, alſo für den Abbau
der Zölle eingeſetzt und dem ſtändigen Verlangen der
Syndikate nach Preiserhöhung, ſo noch zuletzt bei der
Kohle, entgegengeſtellt. Nur die innere Politik kann die
Wähler entfremdet haben. Und das iſt auch in der Tat der
Fall. Man hat vom Liberalismus ſehr viel geſprochen,
aber ihn nicht mit Kennermut zu zeigen gewußt, als die
Stunde der Entſcheidung ſchlug. Die Haltung beim Schul
geſetz iſt bedenklich geweſen, auch wenn wir noch die Hoff
nung haben, und gute Gründe veranlaſſen uns dazu, daß
in Braunſchweig am 21. ein ſcharfer Ton gegen den Keu
dellſchen Entwurf angeſchlagen wird. Was die Partei be
laſtet, iſt ihre Unentſchloſſenheit. Sie mußte es wagen,
die Koalition zu ſprengen, um die Auslieferung der deut
ſchen Jugend an die kirchliche und politiſche Reaktion zu
verhindern. Dazu war die enge Fühlungnahme mit den
Demokraten ſelbſtverſtändlich, ſie iſt unterblieben. Dr.
Streſemann hat nicht die Entſchlußkraft gehabt, das als

richtig Erkannte auch in die Wirklichkeit zu übertragen.
Halbheiten rächen ſich immer.

e Die Komnnitniſten reSolange die Kabinette der Mitte regierten, waren
die Kommuniſten in rückläufiger Bewegung begriffen.
Die Vorgänge in Rußland mußten die Verſtändigen in
ihren Reihen abſtoßen und haben es auch getan. Sobald
aber Herr Marx an die Spitze einer Regierung mit
den Deutſchnationalen trat, haben die Sowjetgeſtirnten
ihren Tiefpunkt ſofort überſchritten Selbſt die Sozial
demokraten haben ſich nicht überall als Damm gegen
ſie erwieſen. Darin liegt kein Vorwurf. Eine ſolche Re
giererei, wie wir ſie jetzt erleben, ſtärkt immer den
Radikalismus. Jede gemäßigte Agitation wird von der
ſchärferen überrannt. So ergeht es den Demokraten, den
Sozialdemokraten gegenüber, ſo den Sozialdemokraten im
Weltbewer mit den Kommuniſten Selbſtverſtändlich weiſt
die Rechtspreſſe auf dieſe Erſcheinung hin, um ſie in ihrem
Sinne zu nützen. Nun ſei es Pflicht des Bürgertums, ſich
gegen die rote Gefahr zuſammenzuſchließen. Jn Wirklich
keit würde das einen glatten Sieg der äußerſten Linken
bei den nächſten Wahlen zur Folge haben. Wer Deutſch
land vor dieſen Gefahren retten will, kann nur tapfer
ſeinen Mittelkurs ſteuern Aus nationalen Gründen den
ken wir gar nicht daran, in eine Hand, die ſich uns
etwa entgegenſtrecken möchte, einzuſchlagen. Wir brauchen

eine verantwortungsvolle Zuſammenarbeit der republi
kaniſchen, alſo der in Wahrheit ſtaatserhaltenden Pär
teien Dann, aber auch nur dann, wird die Konſoli
dierung Deutſchlands wieder einſetzen und erfolgreich fort

ſchreiten. rDie Splitterparteien
Man hat in Weimar geglaubt, durch die Beſtimmung

daß eine Partei nur ſoviel Mandate auf der Reichsliſte!
bekommen kann, als ſie in Einzelwahlkreiſen erobert hat,
gegen die Gefahr der Zerſplitterung geſchützt zu ſein. Dieſe
Rechnung hat ſich als falſch erwieſen. Die kleinen Sonder
gruppen haben ſich überall durchgeſetzt und es wirkt gerade
zu komiſch, was für Liſten entſtanden ſind. Alle möglichen
Berufszweige haben ſich zuſammengeſchloſſen und Mandate
ertrott. Am tollſten iſt das in Danzig getrieben worden.
In einer oſtdeutſchen Stadt haben ſich für die kommenden
Kommunalwahlen ſogar die Väter kinderreicher Familien
zuſammengetan. Vernunft wird Unſinn So geht es auf
keinen Fall. Auch der Zuſammenſchluß der Mitte würde

das Uebel zwar mildern, aber nicht beſeitigen. Das Wahl
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3. Jahrgang

Jeſet n eben geändert werden. Zunächſt iſt es unbed
notwendig, die für ein Mandat erforderlichen Stimme
von 60 000 auf 80 000 heraufzuſetzen. Der Reichstag m
ſeinen 492 Mitgliedern iſt an ſich viel zu groß. Es würde
gar nichts ſchaden, wenn die Zahl der Volksvertreter um
ſechzig oder ſiebzig geringer würde. Sodaun muß man
auf den Entwurf von Külz zurückgehen, der die Wahlkreiſe
verkleinerte. Nur dann werden die Sondergruppen ihren
Weg zu den Parteien zurückſinden Jhr ganzes Auftreten
iſt im übrigen verfaſſungswidrig, denn ſie ſollen ja nicht
Vertreter einzelner Berufsſchichten oder Klaſſen, ſondern
des ganzen deutſchen Volkes ſein. Leider aber beſtehen
wenig Ausſichten, daß dieſer Reichstag oder der nächſte
ſeine Pflichten erkennt. Niemand ſägt gern den Aſt ab, auf
dem man ſitzt. Deshalb muß die Oeffentlichkeit immer
lauter und deutlicher die Aenderung, die Wahlreform ſor

dern. eAuflöſung SMan hat in den leitenden Kreiſen den Wunſch gehegt,
die Reichstagswahlen wenigſtens ſolange hinauszuſchieben,
bis im Mai die franzöſiſchen Kammerwahlen ſtattgefunden
haben. Eine gewiſſe Berechtigung hat das ſchon, da er
ſahrungsgemäß der Bloc national alle Dummheiten der
deutſchnationalen Agitation für ſich ausnützt. Wenn aber
die deutſchen Wahlen, wie wir mit Sicherheit annehmen,
einen erheblichen Ruck nach links zur Folge haben und
damit die Politik der Verſtändigung kräſtig unterſtreichen,
ſo wird dieſe unheilvolle Wirkung mehr als aufgehoben.
Die innere Politik erfordert jedenfalls, daß der Reichstag
ſobald als möglich verſchwindet. Er ſpiegelt heute die all
gemeine Stimmung nicht mehr wider. Ueberträgt man
die Wahlen in Bremen, Hamburg, Heſſen, Thüringen uſw.
auf das Reich, ſo kommt man zu dem Ergebnis, daß die
jehige Mehrheit in eine Minderheit verwandelt wird. Es
iſt dabei noch nicht klar, welch eine Regierungsbildung
möglich ſein wird. Die Weimarer Koalition kaum, obwohl
ſie geſtärkt zurückkehren wird. Aber ſie hängt dann von
dem Wohlwollen der Kommuniſten ab, was ſich in Preu
ßen nicht gerade bewährt hat. Auch werden uns die
Splitterparteien Sorge bereiten. Wahrſcheinlich wird die
Große Koalition das Ergebnis ſein. Auch in den Kreiſen
der deutſchen Volkspartei iſt man ſchon dieſer Anſicht,
zumal das Zentrum ganz offenſichtlich auf die gleiche Kom
bination hinarbeitet. Damit aber wäre eine feſte Grund
lage geſchaffen, die ein erfolgreiches Arbeiten am Vater
lande geſtattet und den Vorteil hätte, dauern zu können,
auch wenn einzelne Parteiführer ihre Neigung zu Quer
treibereien kaum überwinden werden. Dann muß
man ihnen eben auf die Finger klopfen. Namentlich wird
dann Dr. Streſemann dieſe Aufgabe zufallen.

Der Wiener Beſuch
Mit ſchlecht verhehltem Unwillen verfolgt die ita

lieniſche und ein Teil der franzöſiſchen Preſſe den Beſuch,
den Kanzler und Außenminiſter der Hauptſtadt des uns
befreundeten und ſtammesverwandten Oeſterreich abſtatten.
Jhre Erregung begreifen wir nicht ganz, denn die Reden,
die dort gewechſelt wurden, ſind auf einen ſehr vorſich
tigen Ton geſtimmt. Das Wort Anſchluß iſt bisher über
haupt nicht gefallen. Und das iſt gut ſo, denn es wäre an
geſichts der jetzigen Machtverhältniſſe nur eine zweckloſe
Demonſtration Sie iſt auch überflüſſig. Die Tatſache daß
beide Regierungen in derſelben Mutterſprache zuein ander
ſprechen, beſagt mehr, als jede Erklärung. Die Entwicklung
läßt ſich nicht aufhalten, darüber ſollte man ſich in Paris
und Rom allmählich klar geworden ſein. Gemeinſame Kul
tur, gemeinſame Sprache, bedeuten mehr als alle Be
ſtimmungen närriſcher Friedensverträge

Dem Einheitsſtaat entgegen
Man mag ſich ſüdlich der Donau noch ſo ſehr gegen

gegen die Erkenntnis ſträuben, daß wir auf dem Wege zum
einigen Reich ſind. Der Zwang dazu iſt größer als die
Sonderintereſſen, die ſich regen. Herr Dr. Köhler hat
ſehr vorſichtig geſprochen, aber die Entwicklung nicht ge
leugnet. Selbſt Herr von FreytagLorringhoven ahnt, daß
wir uns auf dieſem Wege befinden und mißbilligt das nicht
einmal. Am deutlichſten wurde der preußiſche e
präſident Noch zaudert das Zentrum, aber ſchon mehre
ſich in ſeinen eigenen Reihen die Stimmen. Es kommt

Richard Mah.
e

für die Deutſche Hemoleratiſche Partei muß jetzt wieder aufgenommen

werden. Jeder Demokrat iſt zur Mitarbeit verpflichtet.
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Die Handelsbilanz im
Konſanttarbild.

Von Dr. Hans Reif- Berlin.
Die Nervoſität, die ſeit einigen Wochen weite Kreiſe der

deutſchen Wirtſchaft ergriffen hat, iſt durch die dürftigen Er
klärungen, mit denen das Reichsfinanzminiſterium ſich ſelbſt
und die Oeffentlichkeit über den Ernſt der vom Reparations
agenten aufgeworfenen Probleme leicht hinwegzuführen ver
fucht hat, eher noch geſteigert worden; nichtsſagende Beruhi-
gungsberichte ſind ſeit dem Kriege unſymnpathiſch und man ſollte
deshalb alles vermeiden, was an „Kriegsberichterſtattung“ er
innert. Es kann nur nützen, wenn mit möglichſter Objektivität
über die Tatſachen berichtet wird, um ſich ein Urteil über Ge
genwartslage und Zukunftsausſichten zu machen. Die Dinge lie
gen tatſächlich ſo, daß eine Reihe günſtiger Konjunkturſymptome
vorhanden ſind, denen gegenüber es drei Möglichkeiten, Stellung
zu nehmen, gibt. Die einen und dazu ſcheint das Reichs
finanzminiſterium ſelbſt auch zu gehören geben ſich mit der
gegenwärtigen Konjunktur, wie ſie ſich in einem Anwachſen der
Poduktion ausdrückt, zufrieden. Die anderen weiſen darauf hin,
daß infolge der Preisgeſtaltung in Deutſchland die genannte
Konjunktur ganz auf den Jnlandsmarkt beſchränkt, daher un
genügend fundiert und inſofern geeignet iſt, unberechtigte Hoff
müngen zu erzeugen, als ſie über die Lage der für unſere Wirt
ſchaft letztlich entſcheidenden Außenhandelsſtellung hinweg
täuſcht. Eine dritte Anſicht erkennt die Tatſache des inneren
Konjunkturaufſchwungs als willkommene Ankurbelung und for
dert eine Wirtſchaftspolitik, die ſich das Ziel ſetzt, durch plan
mäßige Förderung des Exports die gegenwärtig ungenügende
Fundterung der deutſchen Konjunktur nachzuhvlen Sie begrün
et dieſe Forderung damit, daß die jetzige Konjunktur durch die
Hereinnahme von Auslandskrediten angeregt worden iſt und
daß dieſe Stimulierung nur dann für die deutſche Geſamtwirt
ſchaft geſund ſein kann, wenn ſie zu einer Erweiterung der
Ausfuhrmöglichkeiten beiträgt, die ausgenutzt werden müſſen,
am Zinſen und Amortiſationsquoten dieſer Kredite ſpäter
transferieren zu können.

Gegenwärtig erlaubt die Handelsbilanz noch nicht, eine
Entwicklung in der Richtung auf das eben genannte Ziel zu
erwarten; obwohl zugegeben werden muß, daß die September
ausweiſe in dieſer Beziehung günſtiger ſind als die Geſamt-
bilänz der erſten neun Monate dieſes Jahres. Dieſe iſt ganz ge
wiß unfreundlich, denn ſie zeigt per Saldo einen Einfuhrüber
ſchuß von ziemlich genau drei Mälliarden RM., der, bis zu
Ende des Jahres verlängert, auf vier Milliarden anwachſen
müßte. Wir haben bisher eine Einfuhr von 10,4 Milliarden
und eine Ausfuhr von nur 7,4 Milliarden. Erxſchwerend fällt
auch ins Gewicht, daß die Tendenz, eine lkangſame Steigerung
der Ausfuhr durch eine ſchnellere Steigerung der Einfuhr zu
überholen, nach wie vor dieſelbe geblieben iſt. And darauf
kommt es ſchließlich, per Saldo geſehen, an, weil der Saldo

ſich nicht ändert, auch wenn die Gliederung in den einzelnen
Gruppen von Einfuhr und Ausführ eine etwas freundlichere
Geſtaltung zeigt. Wenn z. B. bei der Lebensmitteleinfuhr der
Schwerpunkt von den Molkereiprodukten und dem Fleiſch zum
Vieh und zu den Futtermitteln ſich verſchiebt, ſo iſt das in
einem gewiſſen Sinne günſtig als ein Zeichen dafür, daß eine
gewiſſe Veredelungsarbeit jetzt bei uns ſelbſt geleiſtet wird, die
Früher draußen vorgenommen wurde. Eine ähnliche Entwicklung
zeigt ſich auf dem Gebiete der induſtriellen Produktion. Auch da
kann man den Eindruck haben, daß die Veredelung der Roh
ſtoffe und damit auch ein höheres Maß von Gewinn zu uns
hereingezogen wird. Anter dem Geſichtspunkt der Paſſivität der
Geſamtbilanz aber ſpielen dieſe Umſchichtungen keine Rolle, und
moch weniger fallen ſie ins Gewicht, wenn man daran denkt,
daß wir jetzt von einer geborgten Konjunktur leben und ſpäter
zurückzahlen müſſen. Anter dieſem Geſichtspunkt iſt es ziemlich
gleichgültig, ob wir das, was wir auf der Grundlage der Aus
Iandskredite mehr konſumieren, gleich fertig vom Ausland kau
fen oder ob wir es auf Grund geborgter Rohſtoff und Halb
zeugimporte ſelbſt für unſeren eigenen Konſum zurecht machen.
Es hat deshalb auch nicht viel Zweck, immer wieder in der
Oeffentlichkeit darauf hinzuweiſen, daß die Paſſivität unſerer
Handelsbilanz eine Folge der Auslandskredite ſei. Das hat
nämlich von denen, die ſich Sorge um dieſe Paſſivität machen,
noch niemand beſtritten. Das Entſcheidende bleibt der Verwen
dungszweck dieſer Auslandskredite. Jn dem Streit um die Frage
der Produktivität dieſer Anlagen iſt es nützlich, ſich daran zu

erinnern, daß, um ein Beiſpiel zu nenn, die deutſchen Eiſen
bahnen im vorigen Jahrhundert zum großen Teil mit eng
liſchem Kapital errichtet worden ſind; wobei man allerdings
nicht vergeſſen darf, daß die Engländer nicht nur das Geld, ſon
dern auch Schienen und vor allen Dingen auch Lokomotiven
und anderes Material lieferten, daß ſie uns alſo die ganze
Eiſenbahn zur gefälligen Benutzung borgten und uns geſtatte
ten, durch ihre Einſtellung in den Produktionsprozeß unſere
Wirtſchaft zu verbeſſern Es iſt vielleicht nun auch gleichgültig,

haltsmittel für die Arbeitskräfte borgt, die bei uns im Lande
ine Eiſenbahn herſtellen. Das Entſcheidende bleibt, daß dieſes
Kapital nicht zu einer Erweiterung der Produktion und des

der Produktion hereingezogen wird. Und auch hierbei ſpielt
die Frage eine ſehr große Rolle, in welcher Beziehung der be
treffende Teil der Produktionsgrundlage zum Export ſteht. Der
ideale Fall des Auslandskredits bleibt nach wie vor der, Bei
dem man ausländiſche Rohſtoffe borgt, um ſie als veredelte
Erzeugniſſe wieder im Ausland abzuſetzen, ſo daß Arbeitslohn
und Anternehmergewinn bei uns bleiben. Nun kann man ſich
dieſen Veredelungsprozeß ſelbſtverſtändlich immer weiter ge
ſpannt denken. Aber irgendwie müſſen alle Verwendungszwecke

vielen Jnſtanzen auch offen zugegeben wird, bildet tatſächlich
die Handelsbilanz ein Moment der Beuruhigung und zwar

ruhigung wird erſt dann eintreten können, wenn die deutſche
Wirtſchaftspolitik ſichthar dem Ziel zuſteuert, Auslandsgelder ſo
anzülegen, daß ihre Rückzahlung ohne Schaden für die deutſche
Geſaimntwirtſchaft auf der Grundlage eines breiteren Exrvorts
ermöglicht wird.

Das vergewaltigte Recht
Liguidationsgeſchädigten.

Von Dr. Otto Hunßinger (Berlin).
Seit Jahren warten nun ſchon die Liquidations

geſchädigten darauf, daß man ihnen ihr Recht gibt Jmmer
wieder ſind ſie vertröſtet worden, immer wieder ſagte man
ihnen: Wäartet noch eine kleine Zeit, dann
Euer Recht werden. Es iſt jetzt allerhöchſte Zeit, daß dieſe
Ehrenſchuld durch das Deutſche Reich eingelöſt wird, wenn
nicht das Verkrauen zum Recht und zum Staate eine gang
ſchwere Erſchütterung erfahren ſoll. Es iſt allerhöchſte
Zeit, wenn nicht die wertvollen wirtſchaftlichen Kräfte, die
in großer Zahl unter den Liquidattonsgeſchädigten vor
handen ſind und die für den energiſchen Ausbau der deut
ſchen Exportwirtſchaft unerläßlich ſind, gänzlich vernichtet
werden ſollen.

Trotzdem das eigentlich Wahrheiten ſind, die für jeden
verantwortlichen Politiker Selbſtverſtänd lichkeiten ſein

müßten, haben die Rechtsregierung und die Rechtspar
teien, auf die ſiesſich ſtützt, jetzt wieder alles getan, um eine
endgültige, wirklich angemeſſene Entſchädigung zu werhin
dern. Es klang wie ein Hohn auf die 400000 Geſchädig-
ten, als nach tagelanger Beratung im Reichstag über das
völlig unzulängliche neue Schulgeſetz, das eine neue zuſätz
hiche Belaſtung des deutſchen Volkes mit vielen hundert
Millionen mit ſich bringen ſoll, die geſamten Rechtspar
teien die ſofortige Beſprechung der Liquidatitonsentſchädi
gung, wie ſie die Jnterpellation der Demokratiſchen Par
tei werlangte, durch Fernbleiben von der Abſtimmung ver
hinderten. Das deutſche Volk wird es nicht verſtehen, daß
den Rechtsparteien eine Mehrbelaſtung der Etats des
Reichs, der Länder und Gemeinden von mehreren hundert
Millionen für eine in ihrer Wirkung ſehr umſtrittene Neu
ordnung unſeres Schulweſens wichtiger iſt, als die Ein
löſung der Ehrenſchuld an die Liquidationsgeſchädigten.
Das deutſche Volk wird es nicht verſtehen, daß man gerade
in dieſem Augenblick vorgibt, keine Mittel zu haben, die
zum Zwecke der Liquidationsentſchädigung in den ordent
lichen Haushalt des Reiches eingeſtellt werden können.
Den Liquidationsgeſchädigten aber werden endlich die
Augen darüber aufgehen, daß es den Rechtsparteien bei

der

wird Euch

den vielen Verſprechungen, die ſie ihnen gemacht
nicht wirklich Ernſt war, umſo mehr, als der größte
der bisherigen Geſchädigtenführer bisher zu den
parteien gehörte.

die Erhaltung eines lebendigen Staatsgefühls im de
Volke nicht ernſt iſt. Sie haben aber auch der den

der demokratiſchen Jnterpellation den Beweis er
t e hob man uns eine Eiſenbahn borgt oder ob man uns die Unter ab es ihnen um die Herſtellung der Rechtoſicheren n

Wirtſchaft erneut gegeigt, daß die vielerlei Verſpreh
Jnlandskonſums, ſondern zu einer Erweiterung der Fundamente einer energiſchen Exportförderung, wie wir ſie ausMunde der Miniſter Curtius amd Streſemann immer m

der gehört haben, nur leere Worte waren, daß ſie da
ſagen, wo es gilt, durch eine angemeſſene Entſchäd

der Liquidationsgeſchädigten den deutſchen Außenhan
veziehungen eine weſentliche Kräftigung zukomm n
läſſen.

Inzwiſchen geht der vilig ünzlängtiche
Entwurf der Reichsregierung gemächlich dem Weg der h wer

wirtſchaftsrat zu ihm ſein Votum gegeben. Wir w
uns hier über die Einzelheiten dieſes Votums nicht

ſtanzen. Nach langer Beratung hat jetzt endlich der R
von Auslandsgeldern dieſem Jdealfall ähneln, wenn ſie gefund
ſein ſollen. Da das aber doch offenbar nicht der Fall iſt und von

laſſen Wichtig erſcheint uns nur das Eine Die Stel

geſetz iſt geeignet, die gerechte Entſchädigung weiter
tagen Denn der Reichswirtſchaftsrat gibt auf die

Frage, wie die Mittel aufgebracht werden ſollen
Antwort. Er, der doch in erſter Linie ſeine Rechtfertt
darin findet, daß er als Gremium von Sachverſtändige
reinen Politiker da unterſtützen ſoll, wo ihnen der
Ueberblick über die wirtſchaftlichen Dinge fehlt

i nahme des Reichswirtſchaftsvats zum Kriegsſchädenſenicht, obwohl ſich ihre Paſſivität aus den Auslandskrediten
erklärt, ſondern gerade weil ſie ſich daraus erkärt. Eine Be

tigſte Frage des ganzen Entſchädigungsproblem

t Wirkun

ſerhen G

man müſſe in der Frage der Aufbringüng der Mitte

die Liquidationsentſchädigung erſt Sachverſtändige
fragen. Ein Studienausſchuß, beſtehend aus Vertr
der Banken, der Reichsbahn der an der Entſchädigun
tereſſterten Unternehmungen Und des Reichswiriſch
rats ſoll eingeſetzt werden, der dieſe Frage nun erſt
mal ſtudieren ſoll. Glaubt man wirklich, daß ein ſo
Ausſchuß, in dem ſo wiel verſchiedene Intereſſen und
mungen vertreten ſind, ſo ſchnell zu einer Entſcheidun

angt? Bezeichnend iſt auch, daß bei der Zuſammenſel
Etatskenner Uberhaupt nicht die Rede iſt, ſo daß es
noch mehr als zweifelhaft iſt, ob das, was nach Lage
Dinge bet der ganzen Sache als Kompromiß herauskot
nachher wirklich eine poſtkive Handhabe für die
bringung der Mittel bietet.

Auf die Verſchleppung der Entſchädigung durch
Rechtsparteien im Reichstag folgt alſo die große Ge
einer weuen Verſchleppung durch die Vorſchläge
Reichswirtſchaſtsrates, wenn die Reichsregierung ſich
Vorſchläge zu eigen macht. Die Vergewaltigung des
wie ſie von der Reichsregierung mit der Herausgab
Entwurfs, der einer glatten Konfiskation des Vermo
der Geſchädigten gleichkommt, begonnen worden und
den Rechtsparteien fortgeſetzt worden iſt, findet auch d
den Reichswirtſchäftsrat nicht ihre Korrektur.

Die geſamte deutſche Wirtſchaft, auch ſoweit ſie
direkt zu dem Kreis der Betroffenen gehört, hat ein
gendes Intereſſe daran, daß die Liquidationsgeſchädi
nun wicht mehr länger vertröſtet werden. Denn Siche
des Rechts und lebendiges Staatsgefühl ſind unerläß
Grundlagen für jede Wirtſchaft. Die geſamte Wirt
proteſtiert deshalb zuſammen mit den Liquidati
geſchädigten aufs ſchärſſte gegen dieſe Vergewaltigung

Rechts, wie wir ſie in den letzten Wochen in der
ſchädigüngsfrage erlebt haben. Sie fordert von der Re
regierung und den Parteien, auf die ſie ſich ſtützt, da
ſich endlich ihrer großen Verantwortung bewußt wer
Sie mahnt ſie im Jntereſſe der Rechtsſicherheit und
Feſtigung des Staates, ihr großes Anrecht der letzten
chen in letzter Stunde wieder gutzumachen und den
quidationsgeſchädigten unverzüglich eine wirklich a
n Entſchädigung zu gewähren, auf die ſie ein
haben.

Der Roman des Generals.
Der Generalmajor a. D. Paul v. Schönaich, Soldat der

alten Armee, von ſeinen früheren Kameraden wegen der Pro
pagierung pazifiſtiſcher und republikaniſcher Jdeen leidenſchaft
lich bekämpft, jetzt Bauer im Holſteiniſchen, hat im Fackel
veiterverlag einen Roman erſcheinen laſſen.“) Man brauchte
über dieſen Ausflug eines charaktervollen Politikers in poetiſche
Gefilde kein Wort zu verlieren, wenn es ſich auch bei dieſem
Roman nur um die Erfüllung eines alten Bildungswunſches
des humaniſtiſch erzogenen Deutſchen, jeder müſſe ſeine Ge
danken in einer Form von ſich geben können, die mehr oder
minder mit Poeſie zu tun hat, handelte. (Wie ſo etwas bei
Politikern auszuſehen pflegt, wiſſen wir von den Ritterdramen
Laſſales und Hellferichs her.) Bei dem Roman Die Peitſche
des Auguſt Schmidt von Paul v. Schönaich handelt es ſich
aber um mehr. Nicht etwa, daß er dichteriſche oder ſonſtige
Qualitäten hat, die ihn aus der Reihe der üblichen Politiker
dichtungen hebt. Jm Gegenteil. es iſt eine naive und anſpruchs
los ſachlich geſchriebene Geſchichte. Aber der Roman des Ge
nerals iſt eine Anklage gegen alle die, ſo in Deutſchland über
haupt Romane ſchreiben Alles, was man gegen den Roman des
Generals ſagen kann, muß man gegen diejenigen ſagen, die be
vufsmäßig auf den Kothurnen wandeln.

Wir haben in Deutſchland keinen ſozialen Roman. Was da
von den paar Frauen (Klara Viebig) geſchrieben wurde und
unter dem Rubrum „ſozialer Roman“ verlegt wurde, iſt nichts
als kümmerlicher Exrſatz. Alles, was wir in Deutſchland an
ſozialer Literatur konſumieren, beziehen wir aus dem Aus
Iand. Siehe die Auflageziffern von Zola,

manche Romane, die aus dieſer Autorenliſte ſtammen, ſchon

Anderſen Nexö, B.
Traven, Upton Sinclair und Jerome K. Jerome. Dabei ſind

antiquiert und haben nur noch ihren künſtleriſchen und men
lichen Wert. Die anderen ſchildern die ſozialen Verhältniſſe
der anderen Länder. Gewiß gehts den kleinen Leuten und den
Armen überall gleich ſchlecht. Aber es gibt da beſtimmte na
tionale Schattierungen, Heinrich Heine hat einmal geſagt, die
deutſchen Handwerksburſchen ſind die Erben der klaſſiſchen Phi
loſophie. Allein dieſes Wort öffnet den Blick für die Beſonder
heit des ſozialen Kampfes in Deutschland. Und wir allein, wir
Deutſchen, haben keinen Erxzähler, denn nötiger als die Dra
matiker brauchen wir die Erzähler (der Roman iſt die Kunſt
form der Demokratie), wir haben keinen Erzähler, der uns
den Roman unſerer Tage ſchreibt.

Der Roman von Paul Schöngaich nun iſt einer dieſer ſo
zialen Romane, die uns ſo bitter fehlen. Seine Handlung ſteht
mitten in unſerem Leben. Ein Arbeiter, der durch einen Glücks
zufall zu viel Geld kommt und, von Amerika zurückgekehrt, in
Spandau bei Berlin eine große Maſchinenfabrik errichtet, er
kennt, daß er Aufſtieg der deutſchen Wirtſchaft nur möglich iſt,
wenn ſich die Unternehmer dazu verſtehen werden, die Be
triebsdemokratie, die Mitbeſtimmung der Arbeiter und Ange
ſtellten an der Werksleitung und der Produktionsaufteilung
einzuführen und im Rahmen der deutſchen Reichsverfaſſung, der
dafür weit genug geſpannt iſt, durchzuführen. Der Leſer wird
ebenſo in die Verſammlungen der Arbeiterſchaft wie in die
Direktonsbureaus der großen Werke und in die Geheimkonfe ſei er feige Erſchütternd wirkt es, wenn Bismarck beric

wie er, der Erzpreuße, wegen Wilhelms Charakter aus Prenzen der Metallinduſtriellen geführt. Nirgends wird ein Blatt
vor den Mund genommen. Finanziers der ſchwarzen
Reichswehr und der vaterländiſchen Verbände ſagen ihre Mei
nung und kriegen ſie ſchonungslos wieder geſagt. Wie eine

Die

Reihe ſpannender Zeitungsartikel lieſt ſich dieſes ehrliche Buch,
deſſen Verfaſſer freilich kein feinſinnger Schönredner, ſondern

ein Bauersmann iſt, der auf feſten Füßen im Acker der
ſteht und mit harter Hand dies niederſchreibt, was ſeine kl
Augen ſehen.

Die anderen, die beruſsmäßigen Seher, mögen das
Land, das ihnen Paul Schönaich zeigte, mit allen Künſte
fahrener Kultiveure weiterbe arbeiten.

Paul von Schönaich. Die Peitſche des Auguſt SFackelreiterverlag, Den Preis r 2,80

Ganzleinen 4 t
Bismarcks wahre Meinung über Wilheln

Bisher unbekannte Aeußerungen Bismarcks über den
ſer gelangen jetzt zur Veröffentlichung, und zwar nach
zeichnungen von Bismarcks Anwalt, Juſtizrat Ferdi
Philipp, die aus deſſen Nachlaß herausgegeben und als
unter dem Titel Bismarck, „Vertrauliche Geſpräche“ im
lag Carl Reißner, Dresden, erſcheinen werden. Hier ſehen
daß Bismarck vielleicht das ſchärfſte Urteil über den Kaiſet
fällt hat, das je geſprochen wurde. Ex äußerte ſich gegen
ſeinem Anwalt mit einer Rückhaltloſigkeit, wie er es ſch
lich nie gewagt hätte. A. a. ſagte Bismarck, in der Schule
der Kaiſer nichts gelernt, er habe weder Verſtand noch
und ſei ein Gemiſch von Großmannsſucht und Beſorgnis, zu

ßens Staatsangehörigkeit austreten wollte, oder wie der
ſer nicht den Tod ſeines Vaters erwarten konnte. Edle
ſinnüng und Rückſichtnahme ſeien ihm fremd, und ſo ſchikan
et Bismarck, der ſchon daran dachte, ſeine Hausvechte gegen
dem Kaiſer mit der Piſtole zu wahren
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M kranzöſiſchen Berufsſoldaten noch die

on geführt hat, war deshalb ſo zäh und längwierig,
I man offenbar trotz des entſchiedenen Willens, die Op-

non zu überwinden, bis faſt zuletzt die Hoffnung nicht
h aufgegeben hatte, daß es gelingen könnte, ſie Umzu

men und die ſtarken Kräfte, vor allem die klangvollen
men, die die Oppoſition verkörpern, der Partei zu er
en. Erſt die Einſicht, daß das micht möglich ſein werde,
Erkenntnis, daß die Führer der Oppoſition mit aller

arrheit und ohne Rückſicht auf Opfer und Gefahren ent
ſſen ſeien, ihren Standpunkt zu wahren und den Kampf
gen die Mehrheit ſfortzuführen, hat Stalin freie Hand
jeben, und in den Moskauer Feiertagen iſt der Geheim
ſchluß zuſtandegekommen, der jetzt nachträglich bekannt

und der Trotzki und Sinowjew direkt aus der Par
usſtößt, während er ein weiteres Dutzend hervorragen-
Führer der Oppoſition zunächſt ihrer Aemter enthebt

d ihr weiteres Schichſal in die Hand des nächſten Par
kongreſſes legt; bei deſſen Zuſammenſetzung iſt es heute
on nicht zweiſelhaft, daß auch dieſe Männer aus der
rei ausgeſchloſſen werden. Es handelt ſich dabei um
men von beſtem Klang, wie Rakowski, Radek und den
kgeitigen Botſchafter in Rom Kamenew. Die Tatſache,
ß dieſe Männer, die zum Teil zu den Veteranen der Par
gehören, ſo unerbittlich in ihrer Feindſchaft gegen die
zige Form der Organiſation und Parteileitung ange
mpft haben, iſt trotz der ſchließlichen Niederlage nicht
ne Wirkung geblieben. Wenn auch die Anhänger dieſer
bitterten Gegner des Erſtarrens in einem bürvkratiſchen
Inktionärtum immer nur eine Minderheit geblieben ſind,
hat doch der perſönliche Einfluß der Führer und die Zahl
rer Anhänger und Mitläufer der Parteileitung mancher
Zugeſtändniſſe abgezwungen. Gerade die Erkenntnis,
ß dieſe Zugeſtändniſſe auf der einen Seite notwendig
aren, ſolange man die Oppoſition gewähren ließ, auf der
deren Seite aber die Führung der Regierungsgeſchäfte
mer mehr erſchwerten, iſt es ſchließlich geweſen, die Sta
n zu dem letzten Schritt genötigt hat. Angeſichts der Art
her, wie durch einen reinen Gewaltakt die Oppoſttion
undtot gemacht worden iſt, wird man nicht annehmen
irfen, daß damit eine endgültige Entſcheidung gefallen
äre.

ver Induſtrie und Handelstag zum
Schulgeſes.

Jm Organ des Deutſchen Jnduſtrie und Handelstages
ird eine beachtenswerte Stellungsnahme zum Reichsſchul
ſetz veröffentlicht. Die Deutſche WirtſchaftsZeitung“ ſchreibt,
iß das Reich zwar einen Freibrief für die Errichtung neuer
hularten und Schulbetriebe und damit einen Freibrief zur
aſtung der deutſchen Wirtſchaft gibt, ohne den Umfang die

e Belaſtung zu kennen und zu begrenzen. Kann im jetzigen
eitpunkt über die Koſten der Vermehrung eine Auskunft nicht
geben werden, ſo geht es nicht an, den Geſetzentwurf end
ültig zu verabſchieden und ſeine Ausführung unabhängig da
on, was ſie an Mehrkoſten verurſachen wird, zur Rechtspflicht
t machen, ſondern es muß das Jnkrafttreten von dem Ergeb-
is einer erneuten Prüfung der Koſtenfrage abhängig gemacht
erden, die vorzunehmen iſt, ſobald genügende UAnterlagen für
ſie Schätzung der Koſten vorhanden ſind. Weiter wird darauf
ingewieſen, daß die deutſche Volkswirtſchaft das größte Jnter
ſſe daran hat, daß die Erziehungs- und Bildungsergebniſſe
es deutſchen Schulweſens vertieft und geſteigert werden. Die
hweren wirtſchaftlichen Aufgaben der Zukunft können nur auf
er Grundlage einer hochſtehenden allgemeinen Volksſchul
ildung gelöſt werden. Dies erfördert, daß bei der Neuregelung
es Schulxechtes das Schulweſen hinſichtlich der Gliederung der
Schulen in Einzelklaſſen und ihre Ausgeſtaltung im allgemeinen
uf dem gegenwärtigen Stande ſeiner Entwicklungs und
eiſtungsfähigkeit bleibt und nicht zufolge des Beſtimmungs
echtes der Eltern allzu kleine Schulkörper, der verſchiedenen
Arten errichtet werden müſſen.

135 000 Berufsſoldaten in Frankreich.
Ein Vergleich mit der Reichswehr.

Das franzöſiſche Heer wird auf Grund ſeiner Neuorganiſa
kion in Zukunft allein an Berxrufsſoldaten 135 000 Köpfe um
faſſen. Davon ſind 29 000 Offiziere Bei ihnen iſt im Ver
gleich zur Vorkriegszeit nur eine geringe Verminderung
von vorgenommen, die aber in einem ſchreienden Mißver

hältnis zu der in gleicher Zeit um verminderten Dienſtzeit
ſteht. Die Zahl der Offiziere iſt alſo bewußt hoch gehalten. Der

Reſt ſind 106 000 Kapitulanten. Da ihre augenblickliche Zahl
etwa 70 000 beträgt, wird eine Vermehrung um 50 Prozent

vorgenommen.

Ganz unberückſichtigt gelaſſen ſind bei der Aufzählung der
im Gegenſatz zu

Deutſchland dem Kriegsminiſterium unterſtellten und mi
litäriſch verwendeten Gendarmen. Jhre Zahl ſoll ebenfalls

9 in der nächſten Zeit von 30 000 auf 45 000 gebracht werden.
Von dieſen neu aufzuſtellenden Gendarmen iſt ausdrücklich ge

n ſagt, daß ſie in erſter Linie der aktiven Armee einen Teil der
l jetzt auf ihr ruhenden Arbeit, wie z. B. Wachdienſt, militäri

ſche Jugendausbildung uſw. abnehmen und zu dieſem Zweck
n beſonders ausgerüſtet und bewaffnet ſein ſollen.

Es iſt ohne weiteres erſichtlich, und auch verſchiedentlich
M ugegeben, daß bei der Feſtſetzung der Zahl von 135 000 Be

rufsſoldaten in Frankreich der Vergleich mit unſerem Reichs
heer eine Rolle geſpielt hat. Da dieſes nur 4000 Offiziere und
96 000 Berufsſoldaten umfaßt, ſpringt die franzöſiſche Ueber
bgenheit allein ſchon in dieſem Punkte ſofort in die Augen;
dabei ſind die auf Grund der allgemeinen Wehrpflicht in

I Frankreich unter den Fahnen ſtehenden weißen und farbigen
Nannſchaften, deren Zahl rund 460 000 beträgt, ganz außer

n Setracht gelaſſen

Bayeriſches, AllzuBaheriſches.
Die „Münchener Neueſten Nachrichten einſtmals ein li

bverales Organ, halten es jetzt für an der Zeit, eine Känonade
gegen den Einheitsſtaat zu eröffnen. So ſind die Anhänger
des Einheitsſtgates in dieſem Blatte bezeichnet als 150 Jahre
hinter ihrer Zeit zurück. Heute leſe man überall von den Rech
ten der nationalen Minderheiten, dafür kämpften in Frank
reich Elſäſſer und Basken, in Großbritannien die Jren, und
auch im Oſten ſei der Kampf darüber entbrannt. Dieſe Argu
mentierung verdient denn doch die allerſchärfſte Zurückweiſung.
Es iſt bisher noch nicht dageweſen, daß man das Verhältnis
der Deutſch Elſäſſer zu den Franzoſen, und der keltiſchen Jren

zu den Engländern mit dem Verhältnis der Bayern zum
Deutſchen Reiche verglichen hat. Für nationale Minderheiten
mag das Geltung haben, Aber für ein Volk gilt der Grundſatz
eine Kultur und eine Wirtſchaft. Die bayeriſche Stimmung
gegen den Einheitsſtaat iſt gleichbedeutend mit der bayeriſchen
Stimmung gegen Berlin. Jn dieſer Beziehung iſt charakteriſtiſch
eine Aeußerung eines bayeriſchen Miniſterialrats, die kürzlich
in einem Bericht im bayeriſchen Anterſuchungsausſchüß verleſen
worden iſt. Jn dieſem Bericht hieß es: „IJch ſelbſt war noch nie
in Berlin, Gott ſei Dank!“ Das iſt die Geſinnung, aus der
ſo viel Anfug in Bayern hervorgeht. Man kennt die Gründe
nicht, die ſür den Einheitsſtaat ſprechen, aber man miß-
billigt ſie.

Ehrhaurdt als Politiker.
Kapitänleutnant Ehrhardt macht wieder einmal von ſich

reden. Er hat kürzlich die Waſſerkante beſucht, und dort zu
ſeinen Getreuen geſprochen Aus dieſer Rede nur einige Zitate,
die zeigen, was man heute in Deutſchland noch an Redens
arten erwachſenen Menſchen vorſetzen kann. Ehrhardt ſagte
u. a. „Für die nationalen Kräfte, die Wehrverbände und den
Stahlhelm gelte es, in dieſem Staate, ganz gleich, wie er im
Jnnern ausſieht, die Macht zu erringen. „Was dann werden
ſoll, darüber herrſche vorläufig Schweigen.“

„Mir iſt der kämpfeviſch eingeſtellte Rotfrontkämpferbund
lieber, als der Pazifiſt und das Reichsbanner. Es wird noch
einmal die Zeit kommen, in der die Nationaliſten und die
Kommuniſten Schulter an Schulter kämpfen müſſen.“

„Der Anſchluß Deutſch Oeſterreichs wird als Zankapfel in
das Volk geworfen Jch bin bei meiner großdeutſchen Ein
ſtellung ein Gegner dieſes Anſchluſſes. Deutſchland iſt ſo krank
und mürbe, daß es einen noch kränkeren und mürberen Volks
bürger nicht gebrauchen kann. Der Erfolg des Anſchluſſes wäre,
daß der Reichstag eine abſolute internationale Mehrheit erhält,
und dafür würden wir uns bedanken.“

Die Begnadigungen in Preußen.
Wie von zuſtändiger preußiſcher Stelle bekanntgegeben

worden iſt, ſind auf Grund der Amneſtieverordnung von 1925
in Preußen im ganzen 24 032 Perſonen begnadigt worden.
7192 Unterſuchungen ſind ganz oder teikweiſe niedergeſchlagen
worden, 11998 Gefängnis, 373 Feſtungs- 57 Haft und 4412
Geldſtrafen wurden völlig oder nur teilweiſe erlaſſen. Auf
Grund der Einzelbegnadigungen aus Anlaß des 80 Geburts
tages des Reichspräſtdenten ſind bisher in Preußen mehrere
tauſend Gnadenakte erfolgt. Ziffernmäßig läßt ſich dieſe An
gabe noch nicht präziſteren, da die Mitteilungen der Ober
ſtaatsanwaltſchaften über die Begnadigungen erſt ſeit Anfang
November einlaufen. Es wird aber angenommen, daß bisher
erſt der geringere Teil der Begnadigungen bekannt geworden
iſt. Die Berichte laufen noch den ganzen Monat November hin
durch bis in den Dezember, ſodaß eine abſchließende Zahl über
die in Preußen erfolgten Begnadigungen erſt im Laufe des
Dezember mitgeteilt werden kann. Jn der Beſprechung der
Preußiſchen Gnadenpraxis im Rechtsausſchuß des Landtages
hob der demokratiſche Abgeordnete Dr. Grzimek hervor, daß
Preußen unter der Regierung der Weimarer Koalition auf dem
Gebiete einer verſtändigen Handhabung des Gnadenweſens
heute in Deutſchland und in Europa führend ſei. Der Rechts
ausſchuß des Preußiſchen Landtages bilde einen ſtändigen Am
neſtieausſchuß, vor dem in jedem Jahre tauſende von Fällen
verhandelt und nachgeprüft werden. Die Einſtellung des Preu
ßiſchen Juſtizminiſteriums, für das der Miniſter Dr. Schmidt
verantwortlich iſt, ſei durchaus zu billigen. Die Haltung der
Regierung fand mit Ausnahme der Kommuniſten die einmütige
Billigung der Parteien

Erhöhung der Fleiſchbeſchaugebühren.
Zu der kürzlich erfolgten Neufeſtſetzung der Fleiſchbeſchau

gebühren, die zu Aeußerungen in der Preſſe Veranlaſſung ge
geben hat, wird dem Amtlichen Preußiſchen Preſſedienſt aus
dem Preußiſchen Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen
und Forſten mitgeteilt:

Die bei der Schlachtvieh und Fleiſchbeſchau zu entrichten
den Anterſuchungsgebühren ſind ſeit der Währungs-Stabili
ſierung nicht mehr erhöht worden. Daher haben die Fleiſch
beſchauer und Trichinenſchauer dringend eine Erhöhung der
Gebühren gefordert, da ſie ſich infolge der gegenüber der Vor
kriegszeit erheblich niedrigeren Schlachtungsziffern und der der
Wirtſchaftslage nicht angepaßten Anterſuchungsgebühren in
großer Notlage befänden. Dieſe Anträge hat das Preuß. Land

Notlage der deutſchen Wirtſchaft abgelehnt. Da aber neuer
dings die Wiederbeſetzung frei gewordener Beſchauſtellen auf
dem Lande infolge der ungenügenden Entlohnung auf große

Die Gebührenſätze bleiben jedoch auch nach dieſer Er
höhung in ihrem Realwerte durchweg hinter den Friedensſätzen
zurück, ſind auch heute noch geringer als es der Fleiſchpreis
ſteigerung entſprechen würde. Nur bei Schlachtpferden und bei
der Ergänzungsbeſchau mußte eine Erhöhung der Anterſuchungs

terſuchungsbeſtimmungen, insbeſondere die zwingend vorge

weſentlichen Mehrarbeiten
laſtet, ſo daß die frühere Gebühr von 3 in einem ſtarken
Mißvérhältnis zu den Leiſtungen ſtand.

So unerwünſcht an ſich die Gebührenerhöhung iſt, wird bei
Würdigung der Gründe die Notwendigkeit dieſer Maßnahme

nicht in Abrede geſtellt werden können.

wirtſchaftsminiſterium bisher unter Betonung der allgemeinen

Schwierigkeiten ſtößt, mußten die Bezüge endlich erhöht werden.

lägion.
gebühren um 100 Prozent erfolgen. Die Erweiterung der An

ſchriebene bakteriologiſche Unterſuchung hat die Tierärzte mit
und größerer Verantwortung be

Die Fürſorge für entlaſſene Gefangene.
Ueber die Fürſorge für entlaſſene Gefangene in Preußen

erfährt der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt folgendes
Die Fürſorge für entlaſſene Gefangene erfolgt in Preu

ßen gemeinſam durch die Organe der freiwilligen und der
öffentbichen Wohlfahrtspflege. An allen größeren und mitt
leren Orten beſtehen Gefängnisvereine, die ſich in erſter Linie
dieſer Aufgabe widmen. Die Vereine ſind provingziell zu Zen
tralverbänden zuſammengeſchloſſen, die ihrerſeits einem Reichs
verband angehören. Die Koſten werden teils durch Beiträge
der Mitglieder, teils durch ſtaatliche Zuſchüſſe aufgebrächt.
Neben den Vereinen betätigen ſich konfeſſionelle Organiſationen,
insbeſondere die Jnnere Miſſion und der Caritasverband, auf
dieſem Gebiete, auch die Heilsarmee iſt dafür tätig.

Die vorgenannten Stellen arbeiten auf der einen Seite mit
den Strafanſtaltsbeamten zuſammen, die ihnen auch die Ge
fangenen zuweiſen, auf der anderen Seite mit den Wohlfahrts
ämtern, denen ſie wieder die Gefangenen zuweiſen, die ſie nicht
ſelbſt ohne weiteres unterbringen können oder bei denen eine

laufende finanzielle Unterſtützung notwendig wird. Für die
Unterbringung in Arbeitsſtellen werden auch die öffentlichen
Arbeitsnachweiſe herangezogen

Jm Einzelnen iſt die Zuſammenarbeit zwiſchen den Für
ſorgevereinen und den Woöohlfahrksämtern örtlich verſchieden
geregelt; an einigen Orten (ſo z. B. Berlin) ſind enge Ar
beitsgemeinſchaften gebildet vereinzelt ſind von Wohlfahrts
ämtern auch beſondere Gefangenenfürſorger angeſtellt. Eine
Anzahl der oben genannten freien Organiſationen unterhalten
Uebergangsheime, in die ſolche Entlaſſene aufgenommen wer
den können, die keine andere Ankerkunft haben. Zur Einrichtung
dieſer Heime ſind meiſt ſtaatliche Zuſchüſſe gegeben worden.

Parteinachrichten.
Streſemanns Abſage nach rechts.

Anzeichen früherer Wahlen
Halle. Gelegentlich ihres Landesparteitages ließ die

Deutſche Volkspartei ihren Flührer Dr. Streſemann
hier ſprechen. Der Walhallaſaal war bis zum letzten Platz
ausverkauft. Jm Saal und auch am Rednerpult und Vor
ſtandstiſch aber entgegen dem ſonſt bei der Deutſchen Volks
partei worherrſchenden Brauch kein Schwarzeweißrot.
Ueberhaupt kein Fahnentuch. An ſeiner Stelle das neu
trale Grün und dazu Blattpflanzenſchmuck. Für den Ken-
mer der politiſchen Windrichtung ein deutliches Zeichen
Man traut ſich in Halle noch nicht, den Außenminiſter des
Deutſchen Reiches, der zugleich Parteiführer iſt, unter der
Reich sffllagge ſprechen zu laſſen. Man möchte aber
auch nicht gern eine allzu enge Verbindung mit ſchwarz-
weißrot zeigen. Echt volksparteilich! Denn, wer weiß,
wie es kommt! Die bisher erfolgten Wahlen zeigen ja
einem gar zu deutlichen

Ruck nach links
Oder hatte vielleicht der Parteiführer ſelbſt vorher einen
Wink nach Halle gegeben Möglich auch das. Zumal ge
rade Dr. Streſemann ſtets eine ſchnelle Auffaſſungsgabe
für eine Aenderung in der politiſchen Windrichtung ge
zeigt hat.

Spaß macht es, die halliſche Rechtspreſſe in ihrer Ver
legenheit über die Rede Streſemanns zu beobachten. Die
„Allgemeine Zeitung“ hat aus ihrem Bericht alles, aber
auch alles herausgelaſſen, was der Außenminiſter gegen
die Deutſchnationalen, gegen den Stahlhelm und überhaupt
gegen die Phraſen einer Machtpolitik geſagt hat. Und die
„Halleſche Zeitung“ quättiert mit ſauerſüßer Miene den
Optimismus Streſemanns in der Außenpolitik. Sie glaubt
nicht daran. Der Reichsaußenminiſter iſt ein auf dem po
litiſchen Parkett geübter Mann und weiß auch als Meiſter
der freien Rede ſeine Worte zu wählen. Er verſteht es,
mit verbindlicher Geſte und ohne allzu ſtarke Betonung
ſcharfe Hiebe auszuteilen, die aber darum umſo beſſer
ſitzen. Gleich zu Anfang kam der Aerger über die Kri-
tiſtererei ſeines Kabinettskollegen Hergt in der Außen
politik zum Ausbruch. Hergt hatte einige Tage vorher in
Mainß von Enttäuſchungen in der deutſchen Außenpolitik
geſprochen Darauf reagierte Streſemann und meinte,
ſolche NurKritiker ſollten ſich doch gefälligſt daran erin
nern, wie es um Deutſchland bei der Liquidation des Ruhr
krieges, beim Hitler-Putſch und bei dem drohenden wirt
ſchaftlichen Zuſammenbruch beſtellt geweſen ſei. Wer ob
fektiv urteile, müſſe eine vorangeſchrittene Beſſerung vor
allem in unſerer Geltung im Auslande anerkennen Die-
ſes Ausland bewundere geradezu die ſchnelle Geſundung
unſeres Vaterlandes. Und dann Wer es beſſer zu machen
werſtehe, der ſolle doch endlich einmal damit herauskom
men, wie es gemacht werden ſolle. (Starker Beifall.) Wei
ter hatte Hergt in Mainz geſagt, die gegenwärtige Regie
rungskoalition ſtehe und falle mit der Annahme oder Ab-
lehnung der Vorlage zum Reichsſchulgeſetz. Auch darauf
reggierte Streſemann:

„Solche Drohungen machen auf mich gar keinen Eindruck.
Man ſolle doch nicht vergeſſen, daß beim Zuſtandekommen
der jetzigen Regierungskoalition die Volkspartei der ge
bende und nicht der nehmende Teil geweſen ſei. Um dann
noch Hinzuzufügen, daß Anzeichen für einen früheren
Wahlterm in allerdings vorhanden ſeien, aber man
müſſe in Ruhe abwarten. Beim Reichsſſchalgeſſe tz
werde die Deutſche Volkspartei nun und nimmermehr ihre
liberalen Grundſätze aufgeben. Für ihn ſtehe an erſter
Stelle das Deutſchtum und an zweiter Stelle die Re
li (Starker Beifall.) Der demnächſt in Braun
ſchweig ſtattfindende Parteitag der Deutſchen Volkspartei
werde übrgens das entſcheidende Wort ſprechen.

Das waren, beſonders wenn man die rhetoriſch ver
hindliche Art Streſemanns kennt, recht deutliche Hiebe
gegen rechts. Aber auch der Shah lhelm bekam ſein
Teil. Nach einer vom Bundesführer Seldte ausge
gebenen Parole wolle der Stahlhelm neuerdings politiſch
werden und erkläre, daß er politiſch öſtlich eingeſtellt ſei.
Mit beißender Jronie meinte Streſemann, daß ein Poli

tiker, der nur nach einer Seite blicke, ſehr bald die Erfah



rung machen werde, daß es anderswo auch noch Menſchen
gäbe, mit denen er rechnen müſſe, wenn er nicht überrannt
werden wolle, und daß es wirklich nicht damit abgetan ſei,
alle Tage als Sonntage und Geburtstage zu feiern und ſich
an Feſtklängen zu berauſchen. Er wolle heute nicht von
den Parteien reden, aber als Außenminiſter müſſe er drin
gend wünſchen, daß

die Dummheiten von rechts und links
endlich aufhörtem. (Auch am Vorſtandstiſch ſaßen recht
wiele Herren, die oſtentativ das Stahlhelmabzeichen im
Knopfloch trugen.) Beſonders abwegig ſei es, immer mit
dem furor teutonicus zu ſpielen. Dieſer kehre ſich leider
meiſtens gegen die eigenen Volksgenoſſen. Würde man
nach außen nur halbſoviel Kraft aufbringen, wie man ſie
faſt ſtändig im Jnnern entfalte, ſo wären wir weiter. Eine
Wahlparole auszugeben, dazu ſei es heute nicht an der
Zeit. Er für ſeine Perſon müſſe aber mit aller Schärfe den

n Verſuch zurückweiſen,den Reichspräſidenten in die Wahlen zu ziehen.
Jn der Wirtſchafts politik empfahl der Außen

miniſter zunächſt größte Sparſamkeit vor allem bei Län
J dern und Gemeinden. Dem Reich müſſe eine Kontrollen über die Anleihepolitik der Länder und Gemeinden zu

m ſtehen. Wer in das Reich nicht hinein will, den werde man
n nicht zwingen. Wer aber zum Reich will, dem dürfe man

micht den Weg verſperren. Um zur Reform der Verwal
h tung zu kommen, dürfe man auch wor einer Verfaſſ

n fungsänderung nicht zurückſchrecken. Ueberall müſſe
d ein Zuſammenarbeiten ſtattfinden, aber gerade als Mi
h miſter mache man vielfach die Erfahrung, daß man im

engeren Kreiſe der Mitarbeiter oft wie gegen einen Wall
anrenne. Eine Gefährdung der internationalen Ver

n pflichtungen Deutſchlands ſtehe überhaupt nicht zur De
n batte. Jn der wirtſchaftlichen Weiterentwicklung unſeres

Vaterlandes ſei er Optimiſt, aber es würde den Antergang
Deutſchlands, gleich wie in früheren Zeiten den Roms zu
bedeuten haben, wenn Latifundienbeſitzer und Großkonzerne
die ausſchließlich Beſtimmenden wären.

Stvreſemann erntete für ſeine Ausführungen lebhaften
Beifall. Das ganze Haus ſtand erſichtlich unter ſeinem
Temperament und unter ſeinen freimütigen Worten. Es
ſcheint, daß, wie oben geſagt, Streſemann die politiſchen
Zeichen der Zeit ſchneller erkennt, als ein großer Teil ſei
ner Parteianhängerſchaft. Und vor allem ſcheint er die
von der Deutſchen Demokratiſchen Partei beſonders her
ausgeſtellte Wegrichtung zum Einheitsſtaat in ihrer Be
deutung zu erkennen. Wie ſich zu alle dem die Deutſche

a Volkspartei ſtellen wird, bedarf noch einer Klärung. Als
h Parteiführer wird Streſemann wahrſcheinlich auch

noch gegen manchen Wall anrennen müſſen.

Oſtmarkenpolitik unſerer Reichstagsfraktion
Die jetzige Reichsregierung hat im Gegenſatz zur vor

jährigen Reichsregierung den Oſtmarken nicht das gleiche
Intereſſe entgegengebracht. Während der frühere Reichs
finanzminiſter Dr. Reinhold und der Innenminiſter

Dr. Külz es ſich zur Aufgabe gemacht hatten, für die be
Drängten Oſtgebiete eine Sondervorlage dem Reichstag zu
gehen zu laſſen, in welcher zur Abwendung der ſchlimmſten

Not im Sofortprogramm 41 Millionen vorgeſehen waren,
n haben der deutſchnationale Jnnenminiſter ſowohl als auch

i Der Zentr. Finanzminiſter Dr. Köhler in dieſem Etatsjahr
nur 1124 Millionen für die vorgenannten Gebiete vorge
ſehen. Anſere Abg. Bartſſchat und Kopſſch haben bei
Der Vorberatung des Etats beantragt, daß für die Oſtmarken
mindeſtens 25 Millionen im Etat eingeſtellt werden ſollten.
Die beſtehende Regierungskoalition hat dieſen Antrag ab
gelehnt. Auch im Reichsrat haben die deutſchnationa

und Pommern eine Erhöhung des Grenzmarkenfonds a b
gelehnt. Am 9. Juli 1927 beſchäftigte ſich der Haus
haltsausſchuß mit der Verteilung dieſer Summen und es
wurde von den Regieruüngsparteien folgender Antrag
geſtellt

„Der Haushaltsausſchuß des Reichstags ſtimmt der

der im Haushalt des Reichsminiſteriums des Jnnern
ausgeworſenen Mittel für wirtſchaftlich oder hulturell
hedrängte Grenzgebiete zu.

Er ſtellt indes feſt, daß bei dieſer Verteilung der
Weſten, wo gleichartige Verhältniſſe vorliegen, nicht
berückſichtigt iſt. Er verlangt deshalb von der Reichs
regierung, daß im Nachtragsetat oder im Haus
halt 1928 entſprechende Mittel zur Verfügung geſtellt
werden
Unſer Abgeordneter Bartſchat wandte ſich gegen

dieſen Antrag. Für den Fall der Annahme beantragte er
folgenden Satz hinzuzuſetzen: „ohne daß die Erfüllung der
Aufgaben für die öſtlichen Grenzgebiete dadurch benach
teiligt wird. Auch ſelbſt dieſen harmloſen Zuſatz lehnten
die Regierungsparteien mit einer nichtsſagenden Erklä
rung ab. Mögen die Bewohner der Grenzgebiete ſich dar
an erinnern, daß Taten und Worte zweierlei bedeuten,
denn ſonſt hätten die Verſprechungen, die Herr Hergt
für den Oſten ſo häufig gemacht hat, längſt durch Taten
erfüllt ſein müſſen, da er als Vizekanzler ohne Zweifel
einen großen Einfluß im Kabinett ausüben kann.

Ein verlogener Berichterſtatter.
Als die demokratiſchen Abgeordneten Haag s und Er

ke len und der frühere Abgeordnete He i le in Paris
won Herrn Poindare anläßlich der Tagung der internatio
nalen Vereinigung demokratiſcher Parteien empfangen
wurden und mit ihm eine zwanzig Minuten lange Unter
redung hatten, mußte man gleich annehmen, daß die Phan
taſie einiger Berichterſtatter angeſpannt würde, um über
dieſe Anterredung falſche Meldungen in die Oeffentlichkeit
zu bringen. Das iſt nun auch prompt eingetreten. Jn
einer Korreſpondenz, die z. B. auch von der „Hall. Ztg.
benutzt wird, wird eine Darſtellung von dem Inhalt der
Anterredung gegeben, die ſich angeblich auf franzöſiſche
Quellen ſtützen ſoll. Dieſe Darſtellung iſt völlig fa Iſch.
Der Berichterſtatter hat nicht die mindeſte Grundlage für
dieſe Darſtellungen gehabt und hat ſich ſeine Behauptungen
einfach aus den Fingern geſogen. Einen geradezu tollen
Schwindel erlaubt ſich eine Korreſpondenz, die in der „Hall.
Ztg. am 15. November abgedruckt wurde. Nach dieſer Mit
teilung ſollen in Paris Anklagen gegen die deutſchen
Rechtsparteien erhoben worden ſein. Franzöſiſche Dele
gierte ſollen dem Berichterſtatter verſichert haben, daß das
Auftreten der Demokraten in Paris den denkbar ſchlech
teſten Eindruck hervorrief. Alle dieſe Darſtellungen ſind
reine Phantaſteprodukte und enthalten kein Wörtchen
Wahrheit. Offenbar werden die ganzen Anwahrheiten nur
deshalb vorgetragen, weil ſich die rechtsſtehende Preſſe dar
über ärgert, daß ihre Parteien keinerlei Möglichkeit haben,

ſich mit ausländiſchen Parteien zu Geſprechen. Oder ſollte
die ganze Schreiberei nur den Zweck verfolgen, über die
Demokratiſche Partei falſche Nachrichten zu verbreiten?

Sie lernen um.
Halle. Als bei den Dezemberwahlen 1924 von uns der

Chefredakteur der Voſſiſchen Zeitung, Georg Bernhard,
als Reichstagskandidat aufgeſtellt worden war, ſtand die
„Halleſche Zeitung an der Spitze derjenigen Preſſe, die
Georg Bernhard als Radikalpazifiſten anzuſchwärzen ſuchte
und eine wahre Flut von Befchimpfungen gegen ihn häufte.
Jnzwiſchen iſt nun Georg Bernhard von der Wahlkreis

i 5 len Vertreter der Provinzen Oſtpreußen, Niederſchleſien
n

organiſation der Deutſchen Demokratiſchen Partei im

von der Reichsregierung vorgeſchlagenen Verteilung

varſitzenden Küſrſt en und deſſen Frau, die demnächſt

Wahlkreiſe Potsdam J für die kommenden Wahle
Spitzenkandidat nominiert. And nun ſchreib
ſelbe „Halleſche Zeitung am 11. November: Die D
Demokratiſche Partei wolle mit dieſer Kandidatur g.
wend wenigſtens in der Nähe der Reichshauptſtad
nationale Geſicht wahren

Na alſo! Dieſe Einſicht kommt ſpät, aber ſie e
Freilich erſt, nachdem auch deutſchnationale Miniſte
Locarno Politik als zwangsläufig anerkennen müſſen
nachdem auch Streſemann als volksparteilicher Al,
miniſter dieſelben Wege wandelt. Was machen nun
die deutſchnationalen Parteianhänger im Lande
man doch verſprach, ſobald man ſelbſt in der Regie
ſitze, mit der Fauſt in die Friedenspolitik hineinf
zu wollen Bei den nächſten Wahlen können ſie
ob auch ſie den Schwindel mit der „Machtpolitik
haben. Bei der „Halleſchen Zeitung ſcheints jedenſa
dämmern.

Halle. Deutſche demokratiſche Frag
gruppe. Donnerstag, 24. November, abends 84 M
St. Nikolaus Politiſche Ausſprache Eingef
Gäſte herzlich willkommen.

Halle. Jung demokraten Am Donnerstag
24. November, abends 8 Ahr, ſpricht im Reſt. St. Nict
Herr Studienrat Dr. Wenz lam über Deutſche M

ver 48

die

Tavon Preußen in Vergangenheit und Gegenwart Win es
ten unſere Mitglieder und Freunde um recht zahlreiche ne t
teiligung. Gäſte ſind herglichſt willkommen eſeverten. T

tn erört
ſie. Aer

Ammendorf. Verein der D. D. P. Montag, den 2
zember, abends 8 Uhr bei Helm Verſammlung.
tiſcher Bericht (Ref.“ Dornblüth). 2. Bericht aus da an e
Kreistage (Ref.: Juſt, Weyland) Na grr nia

Bitterfeld. Die hieſige Ortsgruppe nſen ſich
D. D. P. hielt am 9. November ihre Monatsverſamm Verſchiebt
im „Eichamt“ ab. Nach der Bekanntgabe verſchied ng der
Eingänge, u. a. eines Danlſchreibens won Dr. Schrei en beden
Miniſter für Handel und Gewerbe, für die ihm aus A harüber,
ſeiner Ernennung zum Ehrendoktor ausgeſprochenen E e Freunde
wünſche, gab der Kreisvorſitzende Kürſten einen aenſtliche
gehenden Bericht über den Preußentag der D. D. de Verſa
Berlin. Jn dem Berichte des Vorſitzenden der dem Weruft, he
tiſchen Land tagsfraktion Juſtizrat Falk Köln über ſite Bewe
demokratiſche Politik in Preußen ſeit den letzten Wah ſeſtung et

hwängliund der ſich anſchließenden Ausſprache wurde die Be
willigkeit der preuß. Demokraten betont, alles zu tun, V atden ihr
für den deutſchen Einheitsſtagt zu kämpfen. Bei der 3 eellung zu
ten Vollverſammlung ſprachen die beiden demokratiſ ungeſ
Miniſter Dr. Schreiber und Höpker- Aſche ſe ihr
deren Reden allgemeines Jwtereſſe erweckten und mit laut u
ßem Beifall aufgenommen wurden. Aber auch die la haſt für
Ausſprache, in der die Vertreter verſchiedener Schichten Mindeſt
Worte kamen, blieben auf bemerkenswerter Höhe. ahnen
übrige Teil des Abends war eine Abſſchiedsſfeier Zeitget
den langjährigen Schriftführer der Ortsgruppe und Kr eden,

Entwick
Wittenberg verziehen. Nachdem der Vorſitzende der J
gruppe Holzweißig, Lehrer Brillowski, der Vorſigh
der hieſigen Orksgruppe, Oberſtudienrat Rettel t nd
beiden Vorſtands mitglieder Stadtrat Dietrich u Darin
zierermeiſter Krauſe Anſprachen gehalten, in denen Nhn, die
jahrzehntelange treue Arbeit des Scheidenden, ſein M ausge
ken für unſere Ziele, eine demokratiſche Staatsform, Nu der J
bührend gewürdigt wurde, überreichte man dem Scheit nd Ein

Den eine prachtvolle Originalradierung vom Zeichenlel n die fr
Schiebel Bitterfeld. Die Kirche in AltBitterfeld,
Andenken.

Für die Schriftleitung verantwortlich J. Dornblüth, Halle s
Druck und Verlag: Hugo Alpers, Delitzſch

baren

Georges

nungen

n den

t nie
ülig. Na

Die im „Politiſchen Wegweiſer
beſprochenen Bücher

Friedrich Naumanns Kindheit und Jugend (gehd. 4-)
Walther Rathenau's Leben ind Wirken (gebd. 7-

ferner die ebenfalls neu erſchienenen:

Richard Eichhoff, Politiſche Proftle (gehd. 5.50)
Theodor Wolff, Pariſer Tagehuch (gebd. 6.50)
Generalmafor von Schöngich

Die Peitſche des Auguſt Schmidt (gehd. 4

ſowie ſämtliche anderen Bücher und Zeit

Maß Anzüge
Guterhaltene

Sie
und Frackanzüge i. all. Größ.
und Weiten, ſowie neue Gar
derobe zu ſehr billig. Preiſen

AlterLeipzig Preußergäßchen 9, 1VWegennber Althoff.

Fahrt wird vergütet!
III

Metallbetten
Stahlmatratzen, Kinderbetten
günſtig an Priv. Katal. 3546
Elsehmödeltadrig n (alr)

ſchriften liefert ſchnellſtensSteintor Vnchhandinng
J Arthur Simonſohn
Halle, Gr. Steinſtr. 54/55. Fernſprecher 29491

Großes Lager d. neueſten Erſcheinungen aus allen Literaturzweigen,

Größte Funkzeitſchrift mit allen Programmen
und großem Unterhaltungs- und Bafltlerteil.
Nur 50 Pf. jede Woche. Beſtellung bei jedem
Poſtamt und in jeder Buchhandlung
Probenummern koſtenlos vom Verlag Berlin N 24
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dSo
c beleWehauf Krecifte

Schlafzimmer, Speise-
zimmer, Herrenzimmer

Küchen, Bettstellen und
Federbetten, Sofas, Ruhe-

betten, Korbmöbel
Kinderwagen, Uhren

Nähmaschinen
alle Einzelmöbel

in großer Auswahl
Riesige Ausstellungsräume

in 3 Ftagen
Kleine Teilzahlungen nach

Wunsch des Käufers
Kunden und Beamte auch

ohne Anzahlung e
Möbelhaus l. FUGns

Halle a S.
Gr. Ulrichstr. 58, I., II. und
IIIEtg. Hause der Nordsee)
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